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Allgemeiner Teil
Jürgen Wiechmann
Die Einrichtung von Gemeinschaftsschulen
in Schleswig-Holstein – der Kontext des
Systemwandels in lokaler Entscheidung1
Zusammenfassung: Das Bundesland Schleswig-Holstein führt im Zeitraum von 2007
bis 2010 mit der Gemeinschaftsschule und mit der Regionalen Schule zwei alternative
Schulformen im Bereich der Sekundarstufe 1 ein. Innerhalb dieses vierjährigen Zeitfens-
ters wird dabei die Entscheidung für die Einrichtung der Gemeinschaftsschule als inklusi-
ver Schulform in den lokalen Handlungsraum übertragen. Das gewählte Verfahren stellt
eine Abkehr von der Tradition landesweit einheitlicher Entscheidungen des Systemwan-
dels dar, indem es sich an dezentral ausgerichteten Ansätzen der Gestaltung von Inno-
vationsprozessen orientiert. Damit stellt sich die Frage nach dem lokalen und regionalen
Kontext, in dem eine frühzeitige Entscheidung für eine Schulform erfolgt, der insgesamt
eine geringe Akzeptanz zugesprochen wird. Die Daten weisen anhand von 359 betroffe-
nen Schulen auf ein komplexes Zusammenspiel lokaler und regionaler Faktoren hin, das
vor allem von einem aktiven Gestaltungswillen, von der Entwicklung eines lokal akzep-
tierten Verständnisses des schulischen Bildungsauftrages sowie von dem Zugang zu den
erforderlichen Entwicklungsressourcen für die Umsetzung des Schulentwicklungsprozes-
ses geprägt ist.
1. Einleitung
Das Schulwesen der Sekundarstufe erlebt gegenwärtig eine Vielzahl von Verände-
rungen. Angesichts der strukturellen Herausforderungen wächst in vielen Bundeslän-
dern die Bereitschaft zur Veränderung der Schulstruktur, nachdem dies vermutlich in
Folge der stark ideologisierten Debatte um die Gesamtschule jahrzehntelang weitge-
hend vermieden wurde (vgl. z.B. Fuchs, 2009). Entsprechend nachvollziehbar ist daher
die Reaktion der meisten Bundesländer, an der Mehrgliedrigkeit grundsätzlich festzu-
halten, diese aber landesweit in eine veränderte ebenfalls mehrgliedrige Systemstruk-
1 Herrn Hauke Kruse vomMinisterium für Bildung und Frauen des Landes Schleswig-Holstein
danke ich für die Unterstützung bei der Erarbeitung dieses Beitrages. Durch seine kompetente
und konstruktive Unterstützung konnten viele Detailfragen rasch und umfassend geklärt wer-
den. Herrn Dr. Walter Schreiber vomMethodenzentrum der Universität Landau danke ich für
die Beratung und Unterstützung im empirischen Teil.
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tur zu überführen. Das Land Schleswig-Holstein beschreitet hier einen deutlich ande-
ren Weg, indem es zum einen mit der Gemeinschaftsschule die Möglichkeit zur lokalen
Entscheidung für eine ungegliederte inklusive Schulform anbietet und zum anderen die
Entscheidung über den Systemwandel von der zentralen Ebene in den lokalen Hand-
lungsraum verlagert (vgl. Wiechmann, 2009). Ein solcher Wechsel gilt in Deutschland
angesichts der langjährigen Tradition des gegliederten Schulwesens als weitgehend un-
durchführbar (z.B. Oelkers, 2006).
Entstanden ist dieser Weg im Rahmen der großen Koalition, die in Schleswig-Hol-
stein während der 16. Wahlperiode von 2005 bis 2009 die Regierung bildete. Der vo-
rausgegangene Wahlkampf war in deutlichem Maße bildungspolitisch geprägt. CDU
und FDP plädierten für den Erhalt des gegliederten Schulwesens. Die SPD dagegen
forderte die Einführung der Gemeinschaftsschule als einzige und inklusive Schulform
neben dem Gymnasium. Sie wurde hierin von den Grünen, der Linken und dem SSW2
unterstützt. Der damit für den Zeitraum von 2007 bis 2010 eröffnete Weg der lokalen
Option für einen Systemwandel muss daher als bildungspolitischer Kompromiss ver-
standen werden. Aus Sicht der Bildungsforschung soll er im Rahmen dieses Beitrages
als Quasi-Experiment mit einem veränderten Verständnis schulischer Innovationspro-
zesse begriffen und ausgewertet werden. Die Option zur lokalen Entscheidung der in-
klusiven Schulform wurde angenommen. Bereits in den ersten beiden Jahren des insge-
samt vierjährigen Übergangszeitraumes haben sich 24% der landesweit 359 betroffenen
Schulen der Sekundarstufe 1 für die Umwandlung zur Gemeinschaftsschule entschie-
den.3 Damit stellt sich die Frage nach den lokalen und regionalen Bedingungen, unter
denen Schulträger und Schulen sich für den Einstieg in diesen Schulentwicklungspro-
zess entscheiden.
In einem ersten Schritt wird dazu der formale Rahmen des Einrichtungsverfahrens
dargestellt. Dabei zeigt sich speziell für die Schulart der Gemeinschaftsschule eine mar-
kante schulrechtliche Verschiebung, die deutlicheAnklänge an die neuen Steuerungsan-
sätze des Schulwesens erkennen lässt (z.B. Kussau&Brüsemeister, 2007). ImAnschluss
werden im Durchgang durch die unterschiedlichen Erklärungsansätze lokaler und re-
gionaler Schulentwicklung Kontextvariablen4 auf den hier betrachteten Systemwandel
bestimmt, die dann unter Nutzung öffentlich zugänglicher Statistiken operationalisiert
werden. Die Ergebnisse werden unter Verwendung einer Diskriminanzanalyse sowie er-
gänzender deskriptiver Daten der fallweisen Statistik dargestellt und abschließend zu-
sammenfassend interpretiert. Dabei zeigen sich vor allem drei markante Ergebnisse: So-
wohl das Verständnis der Schulentwicklung als Reaktion auf lokale Versorgungsmängel
2 Der SüdschleswigscheWählerverband (SSW) ist die Partei der dänischen Minderheit und der
nationalen Friesen in Nordfriesland. Er ist bei den Wahlen zum Landtag von der Fünf-Pro-
zent-Klausel ausgenommen.
3 ZumAbschluss des gesetzlich vorgegebenen Übergangszeitraums haben 50% der betroffenen
Schulen für die Gemeinschaftsschule optiert und 27% für die Regionalschule; 22% der Schu-
len laufen aus.
4 Eine kausal interpretierende Verbindung von Kontext und Veränderung ist mit den nachfol-
genden Ausführungen nicht intendiert.
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(z.B. Tillmann, Bussigel, Phillip & Rösner, 1979) als auch das Verständnis von Quasi-
Märkten im Sinne des Educational Governance (z.B. Kussau & Brüsemeister, 2007)
erklären höchstens bruchstückhaft den lokalen Entscheidungsprozess bei frühzeitigem
Systemwandel. Dagegen scheint ein lokaler und regionaler Gestaltungswille, der jedoch
unabhängig von den üblicherweise angenommenen politischen und weltanschaulichen
Präferenzen steht, von hoher Bedeutung. Schließlich zeigt sich, dass die Entscheidung
über die Schulentwicklung im lokalen und regionalen Raum nicht zuletzt von den dort
vorhandenen erforderlichen Ressourcen abhängig ist.
2. Der formale Rahmen des Einrichtungsverfahrens
Die Bestimmungen des Einrichtungsverfahrens von Gemeinschaftsschulen sind auf der
Ebene der Legislative des Bundeslandes Schleswig-Holstein formuliert. Das Gesetz zur
Weiterentwicklung des Schulwesens (Schleswig-Holstein, 2007b) sieht im Bereich der
Sekundarstufe 1 die Schularten Regionalschule, Gemeinschaftsschule, Gymnasium und
Förderzentrum vor (SchulG, § 41-46). Die Haupt- und Realschulen werden dabei im
Regelfall mit Ablauf des Schuljahres 2009/105 in Regionalschulen überführt (§ 146)
und die Gesamtschulen in Gemeinschaftsschulen (§ 147). Davon abweichende Einrich-
tungen von Gemeinschaftsschulen erfordern die lokale Initiative in Form eines Antra-
ges durch den Schulträger nach dessenAnhörung der betroffenen Schule (§ 43 (2)). Die
unmittelbare Grundlage des Antrages bildet dabei die Erarbeitung eines pädagogischen
Konzepts durch die Schulen (§ 43 (2)). Dies ist erforderlich, da sowohl im Schulgesetz
als auch in der Gemeinschaftsschulverordnung (Schleswig-Holstein, 2007a) die Schul-
art der Gemeinschaftsschule lediglich in allgemeiner Form im Sinne einer Entwick-
lungshülle bestimmt ist, deren Ausgestaltung der lokalen Initiative im Rahmen des An-
tragsverfahrens überantwortet wird. Eindeutig ist lediglich die inklusive Grundstruk-
tur benannt: „In der Gemeinschaftsschule findet der Unterricht grundsätzlich für alle
Schülerinnen und Schüler gemeinsam statt“ (SchulG, § 43 (1)). Eine weitere Grundlage
des Antrages ist die Einbettung der projektierten Gemeinschaftsschule in den Schulent-
wicklungsplan des Kreises „…zur Sicherung eines gleichmäßigen, wohnortnahen und
alle Schularten umfassendenAngebotes …“ (SchulG, § 51). Die Entscheidung über den
Antrag erfolgt dann durch die oberste Schulaufsichtsbehörde der Bildungsverwaltung
(§ 129 (2)). Die weiteren Aufgaben der Schulaufsicht werden anschließend mit Bezug-
nahme auf SchulG § 129 (3) in Form einer sogenannten Tandemlösung wahrgenommen;
hier kooperieren oberste und untere Schulaufsicht in enger Abstimmung.
Betrachtet man das gesamte Einrichtungsverfahren (vgl. Abb. 1), so zeigt sich, dass
die Legislative bezüglich der Schulart der Gemeinschaftsschule einen grundlegenden
Wandel im Steuerungsverständnis des Schulsystems vollzogen hat: Nicht nur die Initi-
ative zur Einrichtung einer inklusiven Schulart, sondern auch deren schulpädagogische
5 Durch Entscheidung des Schulträgers und nach Anhörung der Schulkonferenz kann diese
Umwandlung auch zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen (SchulG, § 146(1)).
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Ausgestaltung wird im Wesentlichen der lokalen Ebene übertragen. Der Schulaufsicht
dagegen kommt vor allem die Gewährleistung der Regelgerechtigkeit dieses Verfahrens
im Sinne einer Akkreditierung sowie der nachfolgenden schulaufsichtlichen Begleitung
der lokal gemachten Aussagen zu, einschließlich der damit verbundenen Bildungsqua-
lität. Durch diese Veränderung, die deutliche Bezüge zum Gedanken des Educational
Governance (z.B. Kussau & Brüsemeister, 2007) bzw. der neuen Steuerungsmodelle
(Bellmann &Weiß, 2009) erkennen lässt, übernehmen der Schulträger und die einzelne
Schule die wesentliche Initiative zumWandel:
● Die Schule erstellt als notwendige Voraussetzung des Antrages in Abstimmung mit
der politischen Ebene des Schulträgers das pädagogische Konzept. Auf der Ebene
der Schule ist damit nicht nur die Akzeptanz des Systemwandels, sondern vor allem
dessen aktive schulpädagogische Ausgestaltung unabdingbar. Auf Grund der For-
derung der GemVO (§ 8 (3)), wonach Gemeinschaftsschulen als offene Ganztags-
schulen geführt werden sollen, erhält der Schulträger mit eigenem pädagogischem
Personal zudem eine veränderte Rolle im Rahmen der schulpädagogischen Gestal-
tungsebene.
● Der Schulträger beantragt die Einrichtung der Gemeinschaftsschule. Seine zentrale
Aufgabe als politisches Gremium dürfte dabei in der Gewährleistung der lokalen
Akzeptanz des Systemwandels liegen, zumal diese mit entsprechenden Kosten ver-
bunden ist. Durch die Forderung nach Einbettung in den Schulentwicklungsplan des
Kreises wird die lokale Initiative ebenfalls mit der regionalen Schulentwicklung im
politischen Raum verknüpft.
Abb.1: Das Einrichtungsverfahren im Überblick
538 Allgemeiner Teil
● Der regionalen Handlungsebene des Kreises kommt keine unmittelbar gestaltende
Initiative zu. Mittelbar aber nimmt diese Ebene über den erforderlichen Interessen-
ausgleich lokaler Initiativen ebenfalls eine aktive politische Funktion ein, um die
freie Schulwahl aller Schularten (GemVO § 7 (4)) zu gewährleisten. Eine weiterge-
hende aktive Rolle dieser dritten Handlungsebene im Prozess des Systemwandels ist
denkbar, nicht aber rechtlich zwingend erforderlich.
Zusammenfassend kann damit festgehalten werden, dass mit dem Gesetz zur Weiterent-
wicklung des Schulwesens die Initiative für den Systemwandel der Einzelschule, dem
lokalen Schulträger und dem Kreis überantwortet worden ist. Alle drei Ebenen überneh-
men damit, wenn auch in unterschiedlichem Maße, sowohl Aufgaben der inhaltlichen
Ausgestaltung der neuen Schulart als auch der Sicherung derAkzeptanz der getroffenen
Entscheidungen. Die beiden Ebenen der Bildungsverwaltung dagegen spielen zumin-
dest formal keine Rolle in der Frage der Initiative und Gestaltung von Gemeinschafts-
schulen.
3. Lokale und regionale Bedingungen der Schulentwicklung
Die Bestimmung von Einflussfaktoren des lokalen Systemwandels kann sich auf ein
Angebots-Nutzungs-Paradigma der regionalen Schulentwicklungsforschung stützen
(vgl. z.B. Weishaupt, 2002). Der Ausgangspunkt dieser Perspektive ist die vor allem
ökonomisch begründete Suche nach Möglichkeiten zur Erschließung zusätzlicher Bil-
dungsressourcen über die Eröffnung von Bildungschancen6 (z.B. Edding, 1963; Aurin,
1967). Grundvoraussetzung für die Forderung nach Erweiterung der Bildungschancen
ist danach die öffentliche Bereitstellung von Bildungsangeboten im Sinne einer Ver-
sorgungsleistung des Staates. Bundes- oder landesweite Disparitäten in der Nutzung
von Bildungsangeboten werden entsprechend als Unterschiede in den Bildungschancen
verstanden, die in einem ersten Schritt auf Mängel im Angebot und in einem zweiten
Schritt auf Unterschiede in der Angebotsnutzung zurückzuführen sind. Als Einfluss-
faktoren der Schulentwicklung treten unter dieser Perspektive daher immer Versor-
gungsmängel in den Blick, die entweder als Notwendigkeit zur Erweiterung des Bil-
dungsangebotes oder für entsprechende Unterstützungsmaßnahmen zur erweiterten
Wahrnehmung in der Nutzung der Bildungsangebote interpretiert werden. So stellen
Tillmann et al. (1979) in einer Studie zum Systemwandel in Hessen fest: „Damit standen
amAusgangspunkt der lokalen Reformprozesse stets Störungen im Versorgungssystem.
In keinem Fall wurden die lokalen Veränderungsanstöße allein oder auch nur überwie-
gend durch einen – wie immer gearteten – ‚Reformwillen‘ der Beteiligten ausgelöst.
Vielmehr stellten sich in der lokalpolitischen Machtarena ‚Sachzwänge‘ ein, durch die
6 Unter dem Postulat „Bildung ist Bürgerrecht“ (z.B. Dahrendorf, 1968; Peisert, 1967) wur-
den aber auch bereits frühzeitig weitergehende Ansprüche an das Bildungswesen formuliert
(vgl. auch Maaz, Baumert & Cortina, 2008).
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ein Handlungsdruck ausgeübt wurde. Es mussten Maßnahmen getroffen werden, um die
drohende Störung zu eliminieren und damit das Gleichgewicht wieder herzustellen.“
Für die Frage nach Bedingungen lokaler Reformprozesse zeigen sich zwei Strukturty-
pen, die als „Ergänzungstyp“ bzw. als „Umgründungstyp“ bezeichnet werden (S. 62ff.).
Der Ergänzungstyp entsteht auf Grund deutlich wachsender Nachfrage nach einem brei-
teren Schulangebot in Folge wachsender Schülerzahlen im Bereich eines Schulträgers,
der Umgründungstyp dagegen durch die Bestandsgefährdung eines bereits bestehenden
breit ausgebautenAngebotes auf Grund sinkender Nachfrage im Bereich mindestens ei-
ner der betroffenen Schularten.
Die Arbeiten aus den 60er Jahren (z.B. Aurin, 1967; Peisert, 1967) zeigen neben
Unterschieden in den landesspezifischen Bildungsangeboten schon durchgängig die
folgende vielfach zitierte Benachteiligungsstruktur: „Die Summierung aller genann-
ten Faktoren kann zu folgendem Ergebnis führen: (1.) katholische (2.) Mädchen haben
in den (3.) bayerischen (4.) Landkreisen mit (5.) überwiegend katholischem Bevölke-
rungsanteil in der Bundesrepublik vergleichsweise besonders geringe Chancen für eine
weiterführendeAusbildung“ (Peisert, S. 99). Konfessionelle und geschlechtsspezifische
Disparitäten wurden seither abgebaut, teilweise sogar umgekehrt, schichtenspezifische
und regionale Unterschiede dagegen existieren nach wie vor, wenn auch in teilweise ge-
änderter Form (z.B. Klemm, Rolff & Tillmann, 1986, S. 23ff.). Zwar hat sich das klas-
sische Stadt-Land-Gefälle weitgehend abgebaut, deutlich vorhanden sind aber weiter-
hin regionale Unterschiede, die sich an gegenwärtigen raumstrukturellen Bedingungen
wie Zentrenerreichbarkeit oder Bevölkerungsbewegungen orientieren (vgl. z.B. Zymek,
2007). Auch die schichtenspezifischen Unterschiede bestehen nach wie vor (z.B. Maaz
et al., 2008). Gegenüber den Studien der 60er Jahre ist die Migrationsthematik als wei-
terer Impuls der Schulentwicklung hinzugekommen (z.B. Klemm et al., 1986, S. 23-
24). Neben diesen bereits seit langem diskutierten Faktoren sind in der jüngeren Vergan-
genheit zwei neue, wesentliche Einflussgrößen der Schulentwicklung in den Blick ge-
treten, die auch für die Einführung der Gemeinschaftsschule in Schleswig-Holstein eine
zentrale Rolle spielen (vgl. Rösner, 2008): der demographische Wandel mit neuen Pro-
blemen für den Bestand kleiner Schulen in dünn besiedelten Räumen (vgl. auch Budde,
2007) sowie die veränderte Nutzung der angebotenen Schularten im Bereich der Sekun-
darstufe 1 mit der Orientierung an weiterführenden Schulformen und der zunehmen-
denAbwahl der Hauptschule (vgl. Rösner, 2007; Weishaupt, 2009a). Bezieht man diese
Veränderungen im Bereich der Einflussfaktoren auf die Frage nach Bedingungen loka-
ler Schulentwicklung, so kann mit Bezug auf das Angebots-Nutzungs-Paradigma ver-
mutet werden, dass vor allem der Umgründungstyp, also die Entscheidung zur lokalen
Schulentwicklung auf Grund einer Bestandsgefährdung des bestehenden Schulangebo-
tes im Bereich eines Schulträgers, bedeutsam ist. Der Ergänzungstyp dagegen dürfte an-
gesichts der demographischen Entwicklungen sowie des Trends im Schulwahlverhalten
nur von randständiger Bedeutung sein (vgl. aber auch Jungmann, 2008).
Bereits in der Arbeit von Peisert (1967) wird aber auch darauf hingewiesen, dass
sowohl das vorgehaltene Bildungsangebot als auch dessen Nutzung nicht nur auf der
Grundlage von lokalen Strukturdaten zu erklären ist (vgl. auch Bargel & Kuthe, 1992).
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So weist Peisert (1967) darauf hin, dass strukturell gleiche Regionen sich deutlich un-
terscheiden. Besonders erstaunlich dürfte dabei die Tatsache sein, dass regionale Be-
sonderheiten über die Grenzen der Kulturhoheit der einzelnen Bundesländer hinausge-
hen: „Hier sind Dimensionen im Spiel, die im ganz konkreten Sinn über den Bereich
einzelner Länder hinausreichen, so etwa bei der Region 8 (‚Westerwald’), deren Kreise
teilweise in Nordrhein-Westfalen und Hessen liegen, oder bei der Region 10 (‚Rhein-
hessen‘), die zu Rheinland-Pfalz und Hessen gehört“ (S. 44). Ebenso zeigt er auf, dass
ähnliche Unterschiede auf der lokalen Ebene der Gemeinden zu beobachten sind. Dies
kann als Hinweis auf einen unterschiedlich ausgeprägten Gestaltungswillen der lokal
und regional Handelnden verstanden werden (vgl. auch Tillmann et al., 1979).
Eine zweite deutlich andere Perspektive zur Bestimmung von Einflussfaktoren des
lokalen Systemwandels entsteht durch die Orientierung an dem veränderten Verständnis
staatlicher Steuerung, wie es in der rechtlichen Anlage der Gemeinschaftsschule zum
Ausdruck kommt (vgl. Kap. 1). Bellmann und Weiß (2009) nennen als Kernelemente
zum einen die „standard-based-reform“ durch die Outputsteuerung an Hand von Bil-
dungsstandards und zum anderen die „choice-policies“ durch die Einführung von Qua-
simärkten im Bildungsangebot mit den Elementen der Dezentralisierung, der Schulau-
tonomie und der freien Schulwahl (ähnlich z.B. Kussau & Brüsemeister, 2007). Für die
lokale Schulentwicklung heißt dies: Nicht mehr die Versorgungsmängel stehen im Vor-
dergrund, sondern die Nutzung der Schulautonomie als Profilierungsmöglichkeit am
Quasi-Markt. Gleichzeitig steigt für die einzelne Schule der Konkurrenzdruck innerhalb
ihres Marktsegments, einschließlich der Gefahr der Schulschließung bei mangelnder
Nachfrage.Aufgrund der Notwendigkeit der Erreichbarkeit der Schulen durch die Schü-
ler ist die Konkurrenz vermutlich vor allem kleinräumig gegeben, meist im Rahmen der
lokalen Ebene des Schulträgers. Sikorski (2007) und Zymek und Richter (2007) geben
entsprechende Darstellungen. Aber auch ein Konkurrenzdruck über Schulträgergrenzen
hinaus ist denkbar (vgl. Jungmann, 2008).
Weitgehend unbestimmt in den Ansätzen des Educational Governance ist die inhalt-
liche Frage der Ware „Bildung“. Die staatliche Betonung der Outputsteuerung durch
die Bildungsstandards in Verbindung mit den Vorgaben der Gemeinschaftsschulver-
ordnung (vgl. Wiechmann, 2009) lässt vermuten, dass vor allem die individuelle kog-
nitive Kompetenzentwicklung betont wird. Studien zur regionalen Schulentwicklung
(z.B. Zymek & Richter, 2007; Weishaupt, 2009b; aber auch Tillmann et al., 1977) le-
gen die Vermutung nahe, dass von Seiten der Kunden des Bildungsmarktes dasAngebot
eines umfassenden wohnortnahen Angebotes geschätzt wird. Und Cuban (2008) weist
darauf hin, dass zumindest für die amerikanische Situation Bildungselemente wie „pre-
pare people to become responsible citizens“, „help people become economically sufii-
cient citizens“ oder „promote cultural unity among all Americans“ einen hohen Markt-
wert besitzen, wenn man seine Aussagen in die Sprache des Quasimarktes übersetzt
(S. 245). Die Erweiterung der Gestaltungsautonomie in Verbindung mit der stärkeren
Marktorientierung bleibt angesichts der Verschiebungen des klassischen Verhältnisses
von inneren und äußeren Schulangelegenheiten aber nicht allein auf die einzelne Schule
beschränkt. Auch die Schulträger erhalten über die Möglichkeit einer Profilierung
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Ebene Kontextvariablen Operationalisierte Kontextvariablen
Schule Standortgefährdung
Konkurrenzdruck
Belastungsindikatoren
durchschnittliche Zügigkeit der Schule („SZügig“)
Konkurrierende Angebote im Bereich des
Schulträgers („SKonk2“)
relativer Ausländeranteil („SAusrel“)
durchschnittliche Klassengröße („SKlassGr“)
Schul-
träger
Raumstruktur
Wirtschaftssituation
Politische
Orientierung
Raumordnungsdaten („TRaum“)
Gewerbesteuer („TGewerbe“)
Einkommenssteuer („TEinkomm“)
Schuldenstand („TSchulden“)
Wähleranteile CDU („TPrCDU“)
Wähleranteile SPD („TPrSPD“)
Kreis Raumstruktur
Wirtschaftssituation
Politische Orientierung
Kulturelle Region
Bevölkerungsdichte („KrDichte“)
Raumkennziffern („KrRaum“)
Gewerbesteuer („KrGewerbe“)
Einkommenssteuer („KrEinkomm“)
Schuldenstand („KrSchulden“)
Armutsquote („KrArmut“)
Wähleranteile CDU/FDP („KrPrReg“)
Wähleranteile SPD/Grüne/Linke/SSW
(„KrPrGem“)
Landesteile Schleswig und Holstein („KrNS“)
Tab. 1: Kontextvariablen der lokalen Schulentwicklung auf den drei beteiligten Ebenen
anhand der lokalen Bildungsangebote einen Wettbewerbsvorteil am Markt attraktiver
Standorte. Angesichts der gegenwärtigen finanziellen Situation der öffentlichen Hände
ist schließlich zu fragen, ob die Möglichkeiten und die Bereitschaft zur Bereitstellung
der erforderlichen finanziellen Ressourcen für Entwicklungen im Bildungswesen einen
weiteren Einflussfaktor darstellt, zumal sich diese Aufgaben im Verhältnis der klassi-
schen Aufteilung von inneren und äußeren Schulangelegenheiten (z.B. Heckel & Ave-
narius, 1986) zu verschieben beginnen.
Sowohl auf der Ebene des Schulträgers als auch auf der des Kreises angesiedelt ist
schließlich die Frage der politischen Akzeptanz der Schulentwicklung. Gerade die Ent-
scheidung für oder gegen ein integratives Schulsystem gilt durchgängig als politisch
hoch brisant (z.B. Oelkers, 2006; Hurrelmann, 2006; Fuchs, 2009).
Bezogen auf die eingangs dargestellten Ebenen der Entscheidung (vgl. Abb. 1) kön-
nen damit zusammenfassend die in der folgenden Übersicht (Tab. 1) dargestellten Kon-
textvariablen des lokalen Systemwandels angenommen werden.
4. Fragestellung
Für die Einrichtung einer Gemeinschaftsschule in Schleswig-Holstein gibt das Schulge-
setz ein Zeitfenster von vier Jahren vor, so dass der Einstieg in den Systemwandel vom
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frühestmöglichen Termin, dem Beginn des Schuljahres 2007/08, bis zum Abschluss
des Weiterentwicklungsprozesses mit Ende des Schuljahres 2009/10 erfolgen muss
(SchulG, § 146). Mit Beginn des Schuljahres 2007/08 haben 7 Gemeinschaftsschulen
ihre Arbeit begonnen, weitere 48 Schulen folgten zum Beginn des Schuljahres 2008/09.
Damit wird es möglich, nach den Bedingungen zu fragen, die auf den drei beteiligten
Ebenen – der Schule, dem Schulträger, dem Kreis – bei der Entscheidung für den früh-
zeitigen Systemwandel gegeben sind. Auf dieser Grundlage wird es weiterhin möglich,
die Bedeutung der beiden dargestellten Modelle lokaler Schulentwicklung, die von Till-
mann et al. (1979) beschriebenen defizitorientierten Entwicklungstypen der Ergänzung
und der Umgründung sowie die Steuerungsgrößen des Educational Governance (z.B.
Kussau & Brüsemeister, 2007) in ihrer Bedeutung für den hier untersuchten lokalen
Systemwandel zu bewerten.
5. Methodisches Vorgehen
Insgesamt haben sich 87 der rechtlich direkt betroffenen Schulen in den Schuljahren
2007/08 und 2008/09 für den Systemwandel entschieden und 55 Gemeinschaftsschulen
gebildet. Die erforderlichen Daten zur Operationalisierung der Kontextfelder werden
vollständig den amtlich vorliegenden Informationen entnommen. Für die schulbezo-
genen Daten ist dies das Schulverzeichnis Schleswig-Holstein zum Schuljahr 2006/07
(Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein, 2007), um durchgängig die
Daten vor Beginn des Entwicklungsprozesses zu verwenden. Die Angabe zu den Wirt-
schaftsdaten der Schulträger und Kreise sind dem „Wegweiser Kommune“ der Ber-
telsmann Stiftung (2008) und bezüglich der Schuldenlasten den Statistischen Berich-
ten des Statistischen Amtes für Hamburg und Schleswig-Holstein (2008a) entnommen.
Ebenfalls vom Statistischen Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein stammen die
Angaben zu den Wahlergebnissen (2008b). Die raumbezogenen Daten finden sich im
Raumordnungsbericht 2005 (Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, 2008), die
Angaben zurArmutsquote sind imArmutsatlas des Paritätischen Gesamtverbandes (Pa-
ritätische Forschungsstelle, 2009) verzeichnet.
Auf der damit benannten Datenlage sind dann soweit erforderlich und möglich wei-
tere Indikatoren für den lokalen und regionalen Kontext gebildet worden. Eine Über-
sicht gibt Tabelle 1. Die Standortgefährdung der Schule wird anhand der vorhandenen
Zahl paralleler Klassen auf einer Jahrgangsstufe bestimmt; ein größerer Durchschnitts-
wert der Züge spricht für eine größere, weniger gefährdete Schule. Die Erfassung des
Konkurrenzdrucks erfolgt über das Vorhandensein gleichartiger Schulartangebote im
Bereich des Schulträgers, beispielsweise die Zahl paralleler Hauptschulen. Als Belas-
tungsindikatoren werden der relative Ausländeranteil sowie die durchschnittliche Klas-
sengröße verwendet. Weitere Angaben zur spezifischen Situation einer Schule wie bei-
spielsweise das sozioökonomische Umfeld sind dem Schulverzeichnis nicht zu ent-
nehmen. Die Angaben zum Einkommensteueraufkommen pro Kopf auf der Ebene des
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Schulträgers können hierbei zumindest ansatzweise als Hinweis gelten; Daten zur Ar-
mutsquote sind dagegen nur auf der Aggregationsebene der Kreise zugänglich.
Die Angaben zur Charakterisierung der raumstrukturellen und der wirtschaftlichen
Situation auf der Ebene des Schulträgers können weitgehend direkt übernommen wer-
den. Für den Raumtyp ist dies die sechsstufige Kategorisierung des Raumordnungsbe-
richts und für die wirtschaftlichen Daten sind es durchgängig Pro-Kopf-Angaben. In
den Fällen, in denen der Schulträger aus einem Verband mehrerer Gemeinden besteht,
gehen die entsprechenden Angaben als gewichtet kumulierte Werte in die Berechnung
ein. Die Abbildung der politischen Gewichte erfolgt über die kommunalen Stimmenan-
teile der Parteien CDU und SPD; die grundsätzlich wünschenswerte Kumulierung aller
parteibezogenen Anteile mit Blick auf die Präferenz von Gemeinschaftsschulen ist auf
Grund der vielfältigen kommunal vertretenen Wählerinitiativen nicht sinnvoll.
Die Angaben zur Charakterisierung der Bedingungen auf der regionalen Ebene des
Kreises können bezüglich der strukturellen und der wirtschaftlichen Daten direkt bzw.
für die Einwohnerdichte über den Quotienten von Einwohnerzahl und Kreisfläche über-
nommen werden. Zur Erfassung der politischen Situation ist hier eine Erstellung ag-
gregierter Wähleraussagen auf Grund ihrer parteipolitischen Wahlaussagen möglich:
CDU und FDP haben sich für ein gegliedertes Schulwesen mit Regionaler Schule aus-
gesprochen, SPD, Grüne, Linke und SSW für das integrative System mit der Gemein-
schaftsschule. Die entsprechenden Wahlergebnisse sind daher in summierten Prozent-
werten aufgenommen. Die besondere Situation Schleswig-Holsteins bietet schließlich
die Möglichkeit, auch großräumigere kulturelle Regionen zu erfassen. So unterschei-
den sich die beiden Landesteile Schleswig und Holstein bezüglich ihrer politischen und
schulischen Grundstruktur erkennbar. In § 5 der Landesverfassung wird der vornehm-
lich im Landesteil Schleswig lebenden friesischen und dänischen Minderheit ein be-
sonderer kultureller Schutz zugesprochen. Die Partei der dänischen Minderheit SSW
ist dort fast durchgängig in den Parlamenten vertreten; ebenso gibt es im Landesteil
Schleswig eine größere Zahl von Schulen der dänischen Minderheit, die sich stark am
dänischen Schulwesen orientieren.
Die Untersuchung der Frage nach der Bedeutung der lokalen und regionalen Bedin-
gungen auf die Entscheidung für den frühzeitigen Systemwandel erfolgt mit Hilfe einer
Diskriminanzanalyse des Programmpakets SPSS 17.0.
6. Die Ergebnisse
Die Diskriminanzfunktion zeigt bei N = 359 Schulen eine kanonische Korrelation r =
0,36; das hoch signifikanteWilks-Lambda von 0,87 bestätigt dieAnnahme von zwei un-
terschiedlichen Teilgruppen. Das Klassifizierungsergebnis ordnet 76,3% der Fälle der
richtigen Gruppe zu.
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Diskriminanz-
funktion
Gemeinschaftsschule
nein ja Signifikanz
SZügig ,598 2,455 3,011 p < 0,001
SKonk2 -,329 ,397 ,253 p < 0,05
SAusrel -,253 ,064 ,046
SKlassGr ,268 21,611 22,310 p < 0,05
TRaum -,541 3,647 2,793 p < 0,001
TGewerbe -,181 306,431 275,949
TEinkomm -,103 281,936 275,971
TSchulden -,311 932,292 513,103 p < 0,05
TPrCDU ,139 ,360 ,375
TPrSPD -,150 ,279 ,266
KrArmut -,268 12,935 12,114 p < 0,05
KrDichte -,445 430,346 226,690 p < 0,01
KrGewerbe -,248 277,302 257,875
KrEinkomm ,076 278,285 281,648
KrSchulden -,489 981,717 795,055 p < 0,001
KrNS -,402 1,732 1,563 p < 0,01
KrPrGem -,188 ,454 ,443
KrPrReg ,441 ,488 ,517 p < 0,01
Tab. 2: Ergebnisübersicht der Diskriminanzanalyse
Die Diskriminanzfunktion liefert Informationen zur bestmöglichen Trennung der bei-
den untersuchten Gruppen anhand der Prädiktorvariablen (Tab. 2). Sie zeigt bedeutsame
Einträge aus allen drei Einflussebenen des Systemwandels. Bezieht man sich nur auf die
statistisch auffälligen Unterschiede in den Gruppenmittelwerten der Ergebnisübersicht
(Tab. 2), dann entscheiden sich weniger bestandsgefährdete Schulen mit geringem lo-
kalen Konkurrenzdruck und etwas größeren Klassen für die frühzeitige Umwandlung
in eine Gemeinschaftsschule. Besonders bedeutsam in der Gruppe dieser drei schulbe-
zogenen Faktoren ist dabei der Einfluss der Zügigkeit, die als Indikator der Standortge-
fährdung verwendet wird.
Auf der Ebene des Schulträgers sind die Einflüsse des Raumtyps sowie der Schul-
denlast bedeutsam. In peripheren Räumen stellen die Schulträger häufiger den Antrag
auf frühzeitige Einrichtung einer Gemeinschaftsschule. Weiterhin zeigt sich aber auch
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eine Verbindung zur lokalen Finanzkraft; Schulträger mit einer geringeren Schuldenlast
sind hier deutlich häufiger vertreten. Alle anderen vermuteten Faktoren zeigen keine
auffälligen Einträge in die Diskriminanzfunktion. Zusätzlich beachtenswert ist jedoch,
dass die politischen Mehrheiten im Bereich des Schulträgers praktisch keine Bedeutung
besitzen.
Der Kreis als die dritte im Entscheidungsprozess beteiligte Ebene lässt ebenfalls
deutliche Einflüsse erkennen; in der Gruppe der hier als auffällig diskutierten Bedin-
gungen des lokalen Systemwandels stellt er sogar die größte Zahl von fünf Faktoren.
Eine geringe Schuldenlast und eine geringe Armutsquote sind danach günstige Bedin-
gungen im Bereich der wirtschaftlichen Situation. Die raumstrukturelle Situation zeigt
sich über den Eintrag der Bevölkerungsdichte; Gemeinschaftsschulen sind in dünn be-
siedelten Kreisen deutlich häufiger vertreten. Weiterhin zeigen sich Unterschiede be-
züglich der politischen Orientierung: In Kreisen mit einem höheren parlamentarischen
Anteil der Parteien CDU und FDP, also den Parteien, die sich auf Landesebene für die
Einrichtung von Regionalen Schulen aussprechen, finden sich häufiger Gemeinschafts-
schulen. Und schließlich fallen regionale Unterschiede auf: Im nördlichen Landesteil
Schleswig besteht eine höhere Präferenz für den frühzeitigen Systemwandel.
Fasst man die Daten zusammen, so entscheiden sich eher (1) weniger bestandsge-
fährdete Schulen mit (2) geringem Konkurrenzdruck in (3) ländlichen, (4) wenig ver-
schuldeten Kommunen und in (5) konservativeren, (6) gering verschuldeten Regionen
des (7) Landesteils Schleswig für den frühzeitigen Systemwandel zu einem inklusiven
Schulsystem.
Um eine weitergehende Differenzierung dieser pauschalen Aussagen zu erreichen,
werden in einem zweiten Schritt die Zuordnungen der einzelnen Schulen anhand der
fallweisen Statistik betrachtet. Insgesamt sind 85 Schulen (23,7%) auf Grund des er-
stellten statistischen Modells einer falschen Gruppe zugeordnet worden. In der über-
wiegenden Zahl von 71 Fällen handelt es sich um die nicht erwartete Entscheidung für
den Systemwandel, während für 14 Schulen fälschlicherweise die Entscheidung für den
Systemwandel prognostiziert wird. Betrachtet man zunächst diese letztgenannte, klei-
nere Gruppe, so hat sich zwischenzeitlich gezeigt, dass sieben dieser Schulen mittler-
weile den Antrag zur Einrichtung einer Gemeinschaftsschule erfolgreich gestellt ha-
ben und ihre Arbeit zum Beginn des Schuljahres 2009/2010 aufnehmen. Vier weitere
Schulen dieser Gruppe von Fehlzuweisungen liegen im engeren Bereich in bzw. um die
Stadt Rendsburg, in dem fünf Schulen erwartungswidrig die Gemeinschaftsschulinitia-
tive übernommen haben, so dass eine Kopplung durch die Vorgabe der gleichmäßigen,
wohnortnahen und alle Schularten umfassenden Angebotsstruktur (SchulG, § 51) anzu-
nehmen ist.
Betrachtet man nun die deutlich größere Zahl der 71 Schulen, die entgegen der An-
nahme des Diskriminanzmodells frühzeitig für die Einrichtung der Gemeinschafts-
schule optiert haben, so zeigen sich mehrere strukturelle Auffälligkeiten. Diese sollen
unter Bezugnahme auf die drei Einflussebenen dargestellt werden. Dabei ist jedoch zu
beachten, dass durch diese Form der Deskription wechselseitige Abhängigkeiten der
Ebenen nicht berücksichtigt werden.
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Die höchste Zahl unerwarteter Entscheidungen für die frühzeitige Einrichtung von Ge-
meinschaftsschulen zeigt sich mit 11 Schulen im Landkreis Segeberg (Tab. 3); dies sind
38% aller entscheidungsbezogenen Schulen. Die zweithöchste Zahl solcher Fehlzuwei-
sungen betrifft mit 7 Schulen (33%) den Landkreis Dithmarschen. Vergleicht man ex-
emplarisch diese beiden Kreise anhand der in der Diskriminanzfunktion bedeutsamen
Strukturdaten, so zeigen sich auffällige Unterschiede: Segeberg kennzeichnet im Ver-
gleich zu Dithmarschen eine 45% höhere Schuldenlast pro Kopf der Bevölkerung, eine
deutlich geringere Armutsquote sowie eine etwa doppelt so hohe Bevölkerungsdichte.
Gemeinsam ist beiden Kreisen, dass sie im Landesteil Holstein liegen und dass sie ei-
nen im Landesvergleich erhöhten parlamentarischen Anteil von CDU und FDP auswei-
sen; weiterhin fällt auf, dass die Verschuldung beider Kreise unter dem Landesdurch-
schnitt liegt.
Kreis Betroffene
Schulen
Fehlzuweisungen Anteil der
Fehlzuweisungen
Dithmarschen 21 7 33%
Flensburg 8 2 25%
Hzgt.Lauenburg 26 6 23%
Kiel 19 0 0%
Lübeck 22 2 8%
Neumünster 11 2 18%
Nordfriesland 35 5 14%
Ostholstein 31 5 16%
Pinneberg 32 4 13%
Rensburg-
Eckernförde
35 9 26%
Schleswig-Flensburg 33 8 24%
Segeberg 29 11 38%
Steinburg 20 5 25%
Stormarn 17 5 24%
Gesamt 359 71 20%
Tab. 3: Fehlzuweisungen aufgrund eines erwartungswidrig erfolgten Systemwandels auf der
Ebene der Kreise
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Fehlzuweisungen bezüglich der Ebene der Schulträger zeigen sich in 47 Fällen. Ta-
belle 4 gibt eine Übersicht auffällig hoher bzw. niedriger Kennwerte; als Kriterium für
die Charakterisierung wird der Unterschied von mehr als einer Standardabweichung
vom Mittelwert der Teilgruppe gewählt. Nach der Diskriminanzfunktion fallen vor al-
lem Besonderheiten bezüglich der lokalen Raumsituation sowie der Einkommensstruk-
tur auf: 9 Kommunen (19%) mit unerwarteter Entscheidung für das integrative System
sind durch ein überdurchschnittlich hohes Einkommen gekennzeichnet, während dieser
Faktor in der Diskriminanzfunktion weitgehend bedeutungslos ist. Und 16 Schulträger
(34%) liegen in deutlich verdichteten Räumen; hierbei handelt es sich zum einen um die
größeren Städte einschließlich ihres Umlandes, vor allem aber um die südlichen Land-
kreise rund um Hamburg.
TPr
CDU
TPr SPD TGewerbe TEinkomm TSchulden TRaum
auffällig
hoch
5 5 6 9 8 16
auffällig
niedrig
5 7 10 3 9 10
Tab. 4: Vergleich von Fehlzuweisungen auf Grund eines erwartungswidrig erfolgten System-
wandels auf der Ebene des Schulträgers
Ebenfalls auf der Entscheidungsebene des Schulträgers anzusiedeln, möglicherweise
aber auch die Ebene der einzelnen Schule berührend, sind 11 Fehlzuweisungen, in de-
nen die Gemeinschaftsschule aus einem einzigen bisher bereits existierenden schuli-
schenAngebot des Schulträgers hervorgeht; häufig handelt es sich hierbei um Realschu-
len mit Hauptschulteil.
SZügig SKon2 SKlassGr SAusrel
Grund- und
Hauptschule (n = 27)
10 2 7 5
Hauptschule (n = 11) 4 1 2 1
Realschule (n = 34) 1 3 1 3
Tab. 5: Fehlzuweisungen auf Grund eines erwartungswidrig erfolgten Systemwandels auf der
Ebene der Schule
Noch deutlicher im Überschneidungsbereich der Ebenen des Schulträgers und der Ein-
zelschule liegen Fehlzuweisungen von Schulen, die als massiv existenzgefährdet7 be-
zeichnet werden können. Im Gegensatz zur Aussage der Diskriminanzfunktion zeigt
sich bei den Fehlzuweisungen eine Gruppe von 15 (21%) solcher Schulen, wobei
7 Als massiv existenzgefährdet werden Schulen bezeichnet, deren Zügigkeit unter 2 liegt.
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Grund- und Hauptschulen bzw. Hauptschulen deutlich häufiger vertreten sind. Ferner
weisen 9 hauptschulführende Schulen sowie eine Realschule im Gegensatz zur Tendenz
des Gesamtbildes deutlich kleinere Klassen auf (vgl. Tab. 5).
7. Zusammenfassende Interpretation
Die lokale Entscheidung für den grundlegenden Systemwandel im Bereich der Sekun-
darstufe erfordert die Beteiligung der drei Ebenen Schule, Schulträger und Kreis. Die
Einrichtung von Gemeinschaftsschulen setzt daher zumindest die Akzeptanz der Ent-
scheidung auf allen drei Ebenen voraus. Betrachtet man zunächst die Ebene der Schule,
so muss für die hier betrachteten Kohorten, die mit Bezug auf Rogers (1995) als inno-
vators bzw. als early users bezeichnet werden können, zusätzlich ein aktiver Gestal-
tungswille angenommen werden: Das Einrichtungsverfahren setzt die Erarbeitung ei-
nes pädagogischen Konzeptes voraus, das aufgrund der rechtlichen Vorgaben (GemVO)
nur durch die Schule selbst entwickelt werden kann. Die frühzeitige Bewältigung dieser
Aufgabe ist daher selbst bei hohem äußerem Druck an einen entsprechenden schulin-
ternen Gestaltungswillen gebunden. Als empirisch bedeutsame Faktoren auf der Schul-
ebene zeigen sich vor allem die Mehrzügigkeit der Schule und, wenn auch weniger pro-
minent, ein geringer lokaler Konkurrenzdruck sowie eine etwas höhere Klassengröße.
Die frühzeitige Entscheidung für den Systemwandel erfolgt daher vor allem in schuli-
schen Entwicklungssituationen, die von einer geringen Gefährdung in Verbindung mit
einer geringen Konkurrenz geprägt sind, die aber gleichzeitig einen aktiven schulischen
Gestaltungswillen erfordern. Dabei darf nicht übersehen werden, dass die verantwor-
tungsvolle Konkretisierung dieses schulischen Gestaltungswillens nicht zuletzt an not-
wendige erforderliche Ressourcen gebunden ist. Die Unterstützungssysteme des Lan-
des für den Systemwandel sind insgesamt als problematisch zu bewerten (vgl. Wiech-
mann, 2009). Die hohe Bedeutung der Schulgröße kann daher als Hinweis interpretiert
werden, dass die erforderlichen Entwicklungskapazitäten eher an großen als an klei-
nen Schulen bereitstehen. Die damit beschriebene Konstellation schulischer Einfluss-
faktoren steht imWiderspruch zu denAnnahmen der Steuerung über Quasimärkte (z.B.
Kussau & Brüsemeister, 2007). Die betroffenen Schulen erleben im Bereich des Schul-
trägers überwiegend keine Marktsituation, an der sie mit anderen Anbietern um Kun-
den für die Ware „Bildung“ konkurrieren, zumal auch die unmittelbare Konkurrenz mit
standortnahen Gymnasien mit Blick auf die entsprechenden Anmeldezahlen gegenwär-
tig noch keine Rolle spielen dürfte. Auch das Modell der Schulentwicklung auf Grund
defizitärer Sachzwänge (Tillmann et al., 1979) wird durch die Datenlage in Frage ge-
stellt. Gemeinschaftsschulen entstehen vor allem im gesicherten, kapazitär nicht ge-
fährdeten schulischen Umfeld, das auf Grund des demographischen Wandels vermut-
lich auch nicht durch rapide steigende Schülerzahlen bedroht ist. Das pauschal darge-
stellte Bild der Bedingungen auf der Ebene der Einzelschule muss jedoch mit Blick auf
die Ergebnisübersicht zur fallweisen Statistik differenziert werden. Deren Daten legen
nahe, dass defizitäre Sachzwänge für einen Teil der Schulen durchaus eine Rolle spie-
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len: Eine größere Zahl von 15 deutlich bestandsgefährdeten Schulen entscheidet sich er-
wartungswidrig für den Wandel, fast ausschließlich sind dies hauptschulführende Schu-
len (vgl. auch Rösner, 2008).
Ein aktiver Gestaltungswille auf der Ebene der Einzelschule ist notwendig; uner-
lässlich für den Systemwandel aber ist der Gestaltungswille auf der Ebene des Schul-
trägers, da die Antragstellung durch dessen politischen Gremien erfolgt. Empirisch
bedeutsame Faktoren zur Charakterisierung dieser Schulträger sind dessen raumstruk-
turelle sowie seine wirtschaftliche Lage: Gemeinschaftsschulen entstehen vor allem in
peripheren Räumen, in denen sie meist das einzige Angebot darstellen. Sie entsprechen
damit weitgehend den Typen der Einzelschule bzw. der Vorortschule, wie sie von Zy-
mek und Richter (2007) dargestellt werden. Der zweite auffällige Faktor, die Schulden-
last des Schulträgers, weist darauf hin, dass die lokale Schulentwicklung nicht nur an
raumstrukturelle Bedingungen, sondern auch an vorhandene finanzielle Ressourcen ge-
bunden ist. Verständlich wird dies vor dem Hintergrund sowohl der meist erforderlichen
Baumaßnahmen als auch des erweiterten, vom Schulträger zu finanzierenden Personal-
bedarfs. Bei der Differenzierung dieses Bildes anhand der fallweisen Analyse zeigen
sich zwei interessante Untergruppen: Erwartungswidrig entscheiden sich 16 Schulträ-
ger des verdichteten Übergangsraumes bzw. der äußeren und inneren Zentralräume für
die frühe Umwandlung. Ebenso erhält der Faktor des Einkommenssteueraufkommens
in dieser Gruppe eine erkennbare Bedeutung; meist handelt es sich hierbei um Schul-
träger im Übergangsraum mit Verdichtungsansätzen, also um wohlhabende Wohnge-
genden. Ferner fällt auf, dass 11 Fehlzuweisungen Schulen betreffen, die bereits vor
dem Gesetz zur Weiterentwicklung des Schulwesens (SchulG) als einziges Angebot des
Schulträgers existierten und meist bereits über ein Bildungsangebot mit mehreren Bil-
dungsgängen verfügten. Mit Blick auf die Ansätze des Educational Governance (z.B.
Kussau & Brüsemeister, 2007) stellt sich damit die Frage nach der „Ware“ in veränder-
ter Form. Möglicherweise ist nicht nur ausschließlich die Ware „pragmatische Kompe-
tenz“ gewünscht, sondern ebenfalls „soziale und räumlich vertraute Nähe“. Bezieht man
auf diese Situation die These von Tillmann et al. (1979), wonach Schulentwicklung nur
durch Defizite der lokalen Versorgung initiiert wird, so taucht eine veränderte Perspek-
tive auf: Störungen durch Standortgefährdung in Folge gesunkener Schülerzahlen, die
zum Entwicklungstyp der „Umgründung“ führen (S. 77), scheinen abgesehen von der
bereits erwähnten besonderen Situation einiger Hauptschulen bzw. Grund- und Haupt-
schulen nicht vorhanden zu sein. Die Entscheidung für die Gemeinschaftsschule stellt
dagegen in ihrer äußeren Form eine Entwicklung im Sinne des „Ergänzungstyps“ dar
(S. 77), allerdings ohne den Druck wachsender Schülerzahlen. Erklärlich wäre eine Ent-
wicklungsinitiative dagegen unter der Annahme, dass der Schulträger nicht auf einen
Schülerdruck reagiert, sondern hierin eine Profilierungsmöglichkeit im Standortwettbe-
werb mit anderen Kommunen sieht. Damit erhielte auch dieWare „Bildung“ eine erwei-
terte Bedeutung im Sinne des lokal vorgehalten Bildungsangebotes.
Die Entscheidungsebene des Kreises ist durch die rechtlichen Vorgaben mit den ge-
ringsten eigenaktiven Aufgaben ausgestattet. Vielmehr kommt ihr vor allem im Rah-
men der Schulentwicklungspläne eine moderierendeAufgabe der lokalen Initiativen zu.
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Aber auch hier zeigt sich wie auf der Ebene der Schulträger, dass Gemeinschaftsschulen
vornehmlich in peripheren, wenig verschuldeten Regionen mit geringer Armutsquote
entstehen. Erstaunlich dagegen ist der hohe Eintrag des parlamentarischen Anteils der
CDU und FDP, also der Parteien, die auf Landesebene Gemeinschaftsschulen ableh-
nen. In Verbindung mit dem insgesamt unauffälligen Ergebnis der parteipolitischen Si-
tuation auf der Ebene des Schulträgers kann dies als Indiz verstanden werden, dass die
immer wieder konstatierte grundsätzliche Ablehnung eines Systemwandels (z.B. Oel-
kers, 2006) nur auf abstrakter Ebene wirksam ist, während die lokal und regional kon-
kretisierte Wahl damit weitgehend unverbunden erfolgt. Die Ablehnung des System-
wandels muss daher als Ablehnung eines Systemwandels bei zentraler Entscheidung
und einer Offenheit zum Systemwandel bei lokaler Entscheidung verstanden werden.
Ob diese Situation durch die Besonderheiten in Schleswig-Holstein verstärkt oder gar
ausschließlich bedingt ist, kann hier nicht entschieden werden. Zumindest weisen die
ebenfalls festgestellten Unterschiede der Landesteile Schleswig und Holstein auf groß-
räumige Einflüsse hin, in denen der nördliche Landesteil in deutlich größerer kulturel-
ler Nähe zu Skandinavien die inklusive Form des Schulwesens stärker präferiert. Aber
auch hier zeigt die differenzierende Betrachtung anhand der Ergebnisse der fallweisen
Analyse deutliche Ergänzungen: Die höher als erwartet ausgefallene Entscheidung für
die Gemeinschaftsschule in den Landkreisen Dithmarschen und Segeberg lässt ange-
sichts ihrer übrigen erheblich voneinander abweichenden Strukturdaten darauf schlie-
ßen, dass auch auf dieser dritten Ebene ein aktiver Gestaltungswille vorliegt. Aufgrund
der vorhandenen Daten lassen sich Belege zur erklärenden Stützung dieser These nur
ansatzweise finden. So sind Einflüsse der unteren Schulaufsicht oder kleinräumig ko-
operierender professioneller Netzwerke denkbar; als Hinweis hierauf könnte zum Bei-
spiel die auffällige Häufung von Gemeinschaftsschulgründungen unter Einbeziehung
von Förderzentren im Landkreis Herzogtum Lauenburg dienen. Andererseits kann das
völlige Fehlen von Gemeinschaftsschulen sowohl in der kreisfreien Stadt Kiel als auch
im Landkreis Plön als Ergebnis der dort herrschenden politischen Situation interpretiert
werden. Dass solche Positionen allerdings bei entsprechend stark ausgeprägtem loka-
lem Gestaltungswillen nicht zu einer vollständigen Verhinderung der Gemeinschafts-
schule führt, zeigt die Situation Lübecks (vgl. Jungmann, 2008, S. 11).
In der Gesamtschau der Bedingungen des lokalen Systemwandels zeigen sich da-
mit drei durchgängige Tendenzen: die Bedeutung des aktiven Gestaltungswillens, die
Entwicklung eines lokal akzeptierten und geschätzten Verständnisses des schulischen
Bildungsauftrages sowie die Bedeutung der erforderlichen Entwicklungsressourcen zur
praktischen Konkretisierung dieses Willens. Ein aktiver Gestaltungswille ist für den
Systemwandel auf allen Handlungsebenen eine unabdingbare Voraussetzung. Das Re-
sümee von Fuhr (1969) zu seiner Übersicht früher Schulversuche: „Eine große Zahl von
Versuchen begannen die Schulen aus eigenem Antrieb“ (S. 103) trifft ebenso wenig zu
wie das Fazit von Tillmann et al.: „In keinem Fall wurden die lokalen Veränderungs-
anstöße allein oder auch nur überwiegend durch einen – wie immer gearteten – ‚Re-
formwillen‘ der Beteiligten ausgelöst“ (1979, S. 233). Vielmehr legen die vorliegenden
Daten den Schluss nahe, dass alle drei Ebenen in enger und komplexer Kooperation
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das Projekt des Systemwandels bewegen (vgl. Levin, Glaze & Fullan, 2008). Dabei ist
im Sinne des Konzepts der Rekontextualisierung (Fend, 2008) auf jeder Handlungs-
ebene ein aktiver Gestaltungswille innerhalb der jeweils gegebenen strukturellen Be-
dingungen erforderlich. Erstaunlich dabei ist die Tatsache, dass der Gestaltungswille
weitgehend unabhängig von grundlegenden parteipolitischen Orientierungen oder tra-
ditionellen Festlegungen für oder gegen ein gegliedertes Schulwesen erfolgt. Stattdes-
sen dürfte vor allem die Entwicklung und die praktische Realisierung eines attraktiven,
standortspezifischen Verständnisses von den Aufgaben der öffentlichen Schulbildung
in das Zentrum der Aufmerksamkeit rücken, in dem die Evaluation durch die Schulauf-
sicht zwar eine wichtige, keinesfalls aber das einzige Element der Outputsteuerung dar-
stellt. Hierin zeigt sich nicht zuletzt ein erkennbarer Anschluss an ein Verständnis von
lokal betriebener und verantworteter Schulentwicklung, wie es beispielsweise bereits
seit langem von Fullan (1996) vertreten wird.
Deutlich wird aber auch, dass der Gestaltungswille nur in Verbindung mit den er-
forderlichen Ressourcen zur tatsächlichen Gestaltung einer veränderten Schule führt.
Große Schulen, wohlhabendere Schulträger und wohlhabendere Kreise sind vorrangig
in der Lage, einen entsprechenden Gestaltungswillen zu realisieren. Dies könnte mittel-
fristig zu einer wachsenden Kluft im Bereich der allgemeinbildenden Schulen führen.
Die Untersuchung des lokalen Systemwandels bis zum Ende des Prozesses im Sommer
2010 sollte daher begleitend betrachtet werden.
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Abstract: With the comprehensive school and the regional school, the Federal
Land of Schleswig-Holstein introduced two alternative school types on the lower se-
condary level of schooling between 2007 and 2010. Within this four-year-timeframe,
the decision for the implementation of the comprehensive school as an inclusive form
of schooling was transferred to the local sphere of action. The procedure chosen
constitutes a turning away from the tradition of nationwide uniform decision making
with regard to systemic change and is instead oriented by decentralist approaches
to the organization of innovation processes. This leads to the question of the pecu-
liarities of the local and regional context in which an early decision is brought about
in favor of a school form which is all in all attributed a rather low level of acceptance.
Data collected at 359 schools affected by this decision reveal a complex interplay of
local and regional factors, which is primarily characterized by active design intent, by
the development of a locally accepted understanding of the educational mandate of
schools, and by the access to necessary development resources for the realization
of the school development process.
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